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Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen,

ein bewegtes und bewegendes Jahr geht zu Ende. Geprägt wurde es von unseren beiden Tarifrunden zum Entgelt. 

Im Einzelhandel wie auch im Groß- und Außenhandel haben wir ordentliche Abschlüsse oberhalb der Inflationsrate 
erreicht. Damit konnten wir für die Beschäftigten wieder ein reales Plus im Portemonnaie durchsetzen. 

Getrübt wurde der Abschluss im Einzelhandel durch die Tarifflucht der METRO-Tochter real,- die in der laufenden 
Tarifrunde in die sogenannte OT-Mitgliedschaft gewechselt ist und somit 38.000 Beschäftigten die Tarifbindung 
entziehen will.

Auch hier haben wir die richtigen Antworten gefunden. Mit vielen Aktionen und Streiks bis hin zu einer großen 
Demonstration und Kundgebung vor der Metro-Zentrale anlässlich der Metro-Aufsichtsratssitzung, haben die Kolle-
ginnen und Kollegen deutlich gemacht, dass sie ihren Tarifvertrag verteidigen. Diesen Kampf werden wir nicht nur 
bei real,- sondern auch bei Amazon, Karstadt, KiK, Primark und Toys ‚R‘ Us fortsetzen. 

2016 bestehen die Herausforderungen darin, für „Gute Arbeit“ und „Gute Löhne“ auf der Basis unserer Tarifverträ-
ge einzutreten. Im Einzelhandel gehen die Verhandlungen zu guter und altersgerechter Arbeit weiter. Im Groß- und 
Außenhandel wollen wir unseren Manteltarifvertrag weiterentwickeln.

Lasst uns 2016 gemeinsam an den Herausforderungen arbeiten. Wir, Euer Team vom Landesbezirksfachbereich 
Handel, wünschen Euch allen frohe Weihnachten und ein gutes und erfolgreiches 2016! 

Silke Zimmer                                                Heino Georg Kassler� Frank Michael Munkler
Angela Quindeau                                                    Petra Klaper
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Nie zuvor waren mehr Menschen auf der 
Flucht. Laut UN waren es 2015 ca. 60 Mil-
lionen Menschen. Über 8 Millionen fliehen 
vor Verfolgung, Krieg und Armut.

Die große Mehrheit der Menschen verlässt 
nicht ihre Heimat und sucht Schutz inner-
halb des Landes, nur ein Drittel wandert 
weiter in die Nachbarländer. Aus Syrien z.B. 
flohen seit Frühjahr 2011 ca. 4 Millionen 
Syrer/innen vor dem Bürgerkrieg in die 
Nachbarstaaten. Die beiden Hauptaufnah-
meländer sind die Türkei (1,6 Mio.) und der 
Libanon (1,2 Mio.). Die fehlende Aussicht 
auf Rückkehr und die zunehmende Ver-
elendung in den Aufnahmelagern erhöhen 
den Druck, weiterzuziehen. Die Versor-
gungslage in den Hauptaufnahmeländern 
hat sich auch dadurch verschlechtert, weil 
viele Staaten ihre finanziellen Verpflichtun-
gen gegenüber dem UN-Flüchtlingskom-
missariat nicht erfüllt haben. 

Fluchtgründe werden auch in 
Deutschland produziert.

Zum einen durch militärische Einsätze, die 
ohne eine politische und wirtschaftliche 
Perspektive begonnen wurden, sind die Le-
bensbedingungen der Menschen zerstört 
worden. Die oft folgenden Bürgerkriege 
werden durch Waffenlieferungen am Le-
ben gehalten. Deutschland ist weltweit der 
drittgrößte Waffenexporteur. 
Zum anderen sind die immer stärker wer-
denden Spekulationen auf Nahrungsmittel 

und ein ungerechtes Handelssystem die 
Ursache dafür, dass den Menschen die Le-
bensgrundlagen entzogen werden und in 
den Herkunftsländern die Armut wächst. 

Wirtschaftsflüchtlinge? 

Das ist auch ein Problem der globalen 
kapitalorientierten Wirtschaftsordnung. 
Wer seinen Lebensunterhalt nicht mehr er-
wirtschaften kann, weil seine Arbeitskraft 
nicht mehr in der angestammten Heimat 
verkauft werden kann, ist gezwungen da-
hin zu gehen, wo dies möglich ist. Sind das 
dann wirklich Wirtschaftsflüchtlinge?

Und was macht Europa? Es versucht 
sich abzuschotten. Für den Ausbau der 
Grenzanlagen werden Milliarden Euro aus-
gegeben. Da es kaum legale Wege nach 
Europa gibt, wird das schmutzige Geschäft 
von Schleppern gefördert. Jährlich sterben 
mehrere tausend Menschen bei der Flucht. 
Alleine in diesem Jahr sind über 2000 
Menschen im Mittelmeer ertrunken. 

Menschenrechte sind nicht teilbar – 
sie müssen immer und überall gültig 
sein. 

ver.di hat in seiner Grundsatzerklärung 
festgeschrieben: 
„Alle Menschen sollen frei sein von poli-
tischer Entrechtung, menschenunwürdiger 
Behandlung und politischer Fremdbestim-
mung. Sie müssen geschützt werden vor 

Verfolgung, Folter und Krieg.“ 
Wir haben den Auftrag, unseren Beitrag 
dafür zu leisten, dass wir mit dieser unge-
wöhnlichen Situation vernünftig umgehen 
und dabei die Menschen im Blick behalten.

Das Bundesamt für Migration und Flücht-
linge rechnet für dieses Jahr mit der An-
kunft von 800.000 – 1,2 Mio. Flüchtlingen. 
Also auf 100 Einwohner kommt grade mal 
ein Asylbewerber. Ist das wirklich nicht zu 
meistern?

An vielen Grenzorten und Erstaufnahme-
einrichtungen gibt es eine Vielzahl von 
Problemen, aber es gibt eine Vielzahl von 
möglichen Lösungen. 

Obwohl immer wieder aus Teilen der Re-
gierung und von einigen Parteien der 
Staatnotstand heraufbeschworen wird. 
Deutschland ist ein reiches, ein gut struktu-
riertes und ein hilfsbereites Land. Hier gilt 
es anzusetzen! 

Herz statt Hetze! 

Einer Spaltung der Gesellschaft muss ent-
schieden entgegengetreten werden. Wir 
wollen Solidarität mit den Opfern von 
Krieg, Not und Elend. Dazu müssen wir das 
Vertrauen in die staatliche Handlungsfä-
higkeit und die Einrichtungen und öffent-
lichen Dienste, die diese Aufgabe meistern, 
stärken.

Flucht und Asyl: Kippt die Stimmung – oder wird sie gekippt?



Die Sozialversicherung in Deutschland 
besteht aus mehreren Teilen. Dazu ge-
hören die Krankenversicherung, die Ren-
tenversicherung sowie die gesetzliche 
Unfallversicherung.

Nahezu 90% der Bundesbürger profitie-
ren von der Sozialversicherung. 

Eine wichtige Grundlage der Deutschen 
Sozialversicherung ist das Selbstverwal-
tungsprinzip. Das bedeutet, dass der 
Staat Aufgaben und Verantwortungs-
bereiche an die Träger der Sozialversi-
cherung delegiert hat (das nennt man 
Subsidiaritätsprinzip). Diese erfüllen alle 
Steuerungsaufgaben in Eigenverantwor-
tung unter Rechtsaufsicht des Staates. 
Damit sind sie organisatorisch und finan-
ziell selbstständig. 

In allen Gremien sitzen die gewählten 
Vertreter/innen der Arbeitnehmer/in-
nen und der Arbeitgeber. Damit sind die 
wichtigen Träger der sozialen Sicherung 
demokratisch mitbestimmt. Ziel ist es, ei-

nen Ausgleich zwischen rein politischen 
Interessen, den Interessen der Arbeitge-
ber und den Interessen der Versicherten 
und Rentner/innen schaffen. Auch wenn 
viele Angelegenheiten gesetzlich ge-
regelt sind, so können die Gremien der 
Selbstverwaltung viele Entscheidungen 
treffen, z.B. wie gesetzliche Regelungen 
umzusetzen sind. Sie können alle wich-
tigen organisatorischen und personellen 
Entscheidungen beeinflussen und eine 
wichtige Kontrollfunktion ausüben. Sie 
vertreten die Interessen der Beitrags-
zahler/innen, der Patienten/innen, Pfle-
gebedürftigen sowie der Rentner/innen. 
Sie haben damit einen wichtigen Einfluss 
auf die Weiterentwicklung der sozialen 
Sicherungssysteme.

Grade in den Widerspruchsausschüssen 
findet eine wichtige Arbeit statt. Interes-
senvertretung und Kontrolle fallen hier 
zusammen. Versicherten- und Arbeitge-
bervertreter/innen prüfen alle Entschei-
dungen. 

Sozialwahlen 2017
Mitbestimmung in der sozialen Selbstverwaltung

Auch wenn es eine überwältigende Bereit-
schaft von vielen tausenden Bürgerinnen 
und Bürgern gibt, sich ehrenamtlich in der 
Flüchtlingshilfe zu engagieren, brauchen 
wir für die Zukunft mehr hauptberufliches 
Personal in der Flüchtlingsarbeit, damit es 
zu einer zügigen Aufnahme kommt und lange 
und sinnlose Wartezeiten vermieden werden. 

Der soziale Wohnungsbau muss wieder 
verstärkt werden, damit die Menschen 
nach ihrer anstrengenden und zum Teil 
lebensgefährlichen Flucht ordentlich unter-
gebracht werden können. 

Ebenso kommt dem Bildungs- und Aus-
bildungssystem bei der Integration der 
Flüchtlinge eine Schlüsselrolle zu. Dazu ist 
ein Ausbau des Bildungssystems notwen-
dig. Mit Sprachkursen und gezielter Förde-
rung können sich die Flüchtlinge schneller 
und besser in die Gesellschaft integrieren 
und so schnell wie möglich ein selbstbe-
stimmtes Leben führen. 

Eine sinnvolle und geförderte Integration 
in den Arbeitsmarkt ist notwendig. Dazu 
müssen Berufsabschlüsse anerkannt und 
berufsbezogene Sprachkurse angeboten 
werden.
Die Versuche, den gesetzlichen Mindest-
lohn mit weiteren Ausnahmen zu torpedie-
ren weißt da genau in die falsche Richtung. 
Flüchtlinge dürfen nicht zu Lohndumping 
missbraucht werden. Der Mindestlohn ist 
eine gesetzliche Untergrenze, um in unse-
rer Gesellschaft überhaupt eine Chance zu 
haben, von seiner Hände Arbeit zu leben. 
Jede weitere Ausnahme ist ein Angriff auf 
die Menschenwürde und behindert Integ-
ration.

Was können wir GewerkschafterIn-
nen tun? 

Wir können bei Erstaufnahmeeinrichtun-
gen, Hilfsorganisationen und Flüchtlings-
heimen vor Ort erfragen, ob es Bedarf an 
Kleidung und anderer Unterstützung gibt. 

Wir können am Arbeitsplatz mit Kollegin-
nen und Kollegen ins Gespräch kommen 
und ihnen über die Situation der geflohe-
nen Menschen reden und so dazu beitra-
gen, dass mehr Verständnis entsteht und 
Ängste abgebaut werden. Vielleicht auch 
mal als Thema auf einer Betriebsversamm-
lung.

Als Betriebsräte können wir Flüchtlingen 
Besuche im Betrieb ermöglichen, ihnen un-
sere Arbeit erläutern, vielleicht sogar dafür 
sorgen, dass das Unternehmen Praktika 
anbietet. Und Betriebsvereinbarungen zu 
Berufseinstiegsprogrammen anstoßen.
Und auf jeden Fall beteiligen wir uns an 
Veranstaltungen und Demonstrationen ge-
gen menschenfeindliche und rassistische 
Hetze. Denn wir wollen in einer bunten, 
vielfältigen und menschenfreundlichen Ge-
sellschaft leben.

Die Sozialwahlen bilden das Kernstück 
der Demokratie in der Sozialversicherung.

Gewählt werden

•	 die Verwaltungsräte der gesetzlichen 
Krankenkassen,

•	 die Vertreterversammlungen der ge-
setzlichen Unfallversicherung,

•	 die Vertreterversammlungen der ge-
setzlichen Rentenversicherung.

Die Wahlen finden immer per Briefwahl 
statt, jede/r Wahlberechtigte bekommt 
die Unterlagen automatisch zugeschickt.

Die nächsten Sozialwahlen finden im Mai 
2017 statt und die fertigen Listen müs-
sen bereits im Herbst 2016 eingereicht 
werden.

Wer da mitmachen möchte und sich 
mit dem Gedanken trägt, selbst für eine 
Selbstverwaltung bei einem Sozialver-
sicherungsträger zu kandidieren, muss 
sich also bald entscheiden. Weitere Infos 
unter: www.verdi-waehlen.de
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Der Deutsche Bundestag hat am 12. 
November 2015 beschlossen, das Be-
triebsrentengesetz und das Einkom-
menssteuergesetz zu ändern.

Damit setzt der Deutsche Bundestag 
die Europäische Mobilitätsrichtlinie 
(2014/50/EU) um. Im Wesentlichen sol-
len mit den neuen gesetzlichen Rege-
lungen betriebsrentenrechtliche Nach-
teile beim Jobwechsel abgemildert 
werden. Wer den Arbeitgeber wechseln 
will oder muss, soll keine Verluste bei 
seiner betrieblichen Altersversorgung 
(bAV) hinnehmen müssen.

Weiter Informationen dazu im Internet: 

www.arbeitsmarkt-und-sozialpolitik.
verdi.de/ueber-uns/nachrichten

Mehr Rechte für 
Beschäftigte mit 
Betriebsrenten- 
Ansprüchen
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Tarifbindung zahlt sich aus. Heute und 
morgen.

Nach unserem Tarifvertrag „Alters-
vorsorge“ steht jedem Mitglied in 
tarifgebundenen Unternehmen des 
Einzelhandels ab dem siebten Monat 
Betriebszugehörigkeit eine jährliche 
Einmalzahlung für die persönliche 
Altersvorsorge in Höhe von 300,- Euro 
(Vollzeit) zu. Auszubildende erhalten 
150,- Euro. 

Dieser Altersvorsorge-Beitrag wurde 
von ver.di durchgesetzt und muss voll 
vom Arbeitgeber zusätzlich zum Lohn 
oder Gehalt gezahlt werden. Damit kann 
jede/r etwas ohne Gehaltseinbußen für 
ihre/seine Rente tun. Das Geld sollte 
niemand verschenken!

Was muss man machen?

Einfach beim Arbeitgeber schriftlich 
einen Antrag auf tarifliche Altersvor-
sorge abgeben. 

Weitere Information hierzu gibt es auch 
bei Eurer ver.di-Geschäftsstelle.

Jetzt noch 
schnell was für 
die Rente tun…

Schon mal vormerken: 
19.05.2016

Branchenkonferenz Einzelhandel, Oberhausen 
Zukunft des Einzelhandels 

 Seminarangebote 
2016

14.03. - 16.03.2016 
Tarifpolitik für Mitglieder der Tarif-
kommissionen im Einzelhandel

18.04. - 22.04.2016	
Geschichte unserer Tarifverträge

24.10. – 28.10.2016	
Wirtschaft und Politik, Ökonomische 
Zusammenhänge 


